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Die Förderung der Berglandwirtschaft
Über die aktuelle Situation am Beispiel Österreichs und Eckpunkte für die Zukunft

von Gerhard Hovorka

Die gesellschaftlichen Leistungen der Berglandwirtschaft über die Produktion von Lebensmitteln 

hinaus sind anerkannt, ihr Einkommensrückstand gegenüber den Gunstlagen ist gut dokumen-

tiert, ihr Weiterbestand ist politisch erwünscht und die Notwendigkeit adäquater Förderungen ist 

off ensichtlich. Die Förderung der Berglandwirtschaft hat, wie sich am Beispiel Österreich, aber auch 

generell in der EU zeigt, eine lange Tradition. Für die Berglandwirtschaft sind vor allem die Aus-

gleichszulage für benachteiligte Gebiete und die Agrarumweltmaßnahmen aus der Zweiten Säule 

der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) zentral. Den budgetären Förderumfang für die Berglandwirt-

schaft in der nächsten Förderperiode der GAP zu sichern, ist ein wichtiges agrarpolitisches Ziel. Dies 

gilt nicht nur für Österreich, sondern auch für andere Berggebiete in der EU.

Lebens-, Wirtschaft s- und Erholungsraum sind im 
Berggebiet eng mit der Aufrechterhaltung der Berg-
landwirtschaft  verknüpft . Das Berggebiet umfasst 
in Österreich 70 Prozent der Landesfläche bzw. 
50,5 Prozent der landwirtschaft lich genutzten Fläche 
(in der EU sind es 16 Prozent). Die Funktionen der 
Berglandwirtschaft  beinhalten die Produktion von 
hochqualitativen Lebensmitteln, die Erzeugung von 
erneuerbarer Energie, die Gefahrenabwehr (Schutz 
vor Lawinen, Muren, Steinschlag, Hochwasser), die 
Aufrechterhaltung der Biodiversität durch nachhal-
tige Bewirtschaft ungsformen, das Management von 
Wasserressourcen, die Erhaltung und Gestaltung 
der Kulturlandschaft , den Schutz des Waldes, die 
Bewirtschaft ung der Almfl ächen sowie die Aufrecht-
erhaltung einer Mindestbesiedelung und regionaler 
Kultur.¹ Ein großer Teil dieser Funktionen hat aber 
den Charakter öff entlicher Güter und wird durch den 
Produkterlös nicht oder nur ungenügend ab gegolten. 

Die Berglandwirtschaft  ist nicht homogen, sondern 
durch eine Vielfalt von Erschwernissen, Chancen und 
Risiken gekennzeichnet. Zentral für die Berglandwirt-
schaft  sind die Tierhaltung und die Milchproduktion. 
Im Berggebiet gibt es einen hohen Anteil an kleinen 
Betrieben, Nebenerwerbs- und Biobetrieben.² In vie-
len Bergregionen sind der Berglandwirtschaft  enge 
Grenzen für betriebliches Wachstum, Rationalisie-
rung und Produktionsalternativen gesetzt. Die An-
zahl der Bergbauernbetriebe nimmt seit Langem ab, 

immer mehr Betriebe geben die Milchproduktion auf 
und auch die landwirtschaft lich genutzte Fläche wird 
weniger. Gemeinsam sind den Bergbauernbetrieben 
auch das geringere Einkommen aus Land- und Forst-
wirtschaft  und die Notwendigkeit von gezielten För-
derungen.³

Zwei Förderperioden – erste Evaluierung

Die spezifi sche Förderung der Berglandwirtschaft  
hat in Österreich eine lange Tradition. Mit dem EU-
Beitritt 1995 wurde das Modell der Ausgleichszulage 
für benachteiligte Gebiete übernommen bzw. das 
frühere Bergbauernfördersystem adaptiert. Für die 
Ausgleichszulage liegt als aktuellste Evaluierung die 
Ex-post-Evaluierung der Förderperiode 2007–2013 
vor.⁴ Der Großteil der mit einer Ausgleichszulage 
geförderten Betriebe sind in Österreich Bergbauern-
betriebe.

Die Berglandwirtschaft in der Förderperiode 2007–2013

In der Förderperiode 2007-2013 hatte die Ausgleichs-
zulage einen Anteil von 23,1 Prozent an den Budgetaus-
gaben des Programms für die ländliche Entwicklung 
(die Agrarumweltmaßnahmen und die Tierschutz-
maßnahmen erhielten 45,9 Prozent des Budgets). Die 
Zulage bestand aus einem Flächenbetrag 1 (bis ma-
ximal sechs Hektar landwirtschaft lich genutzter Flä-
che = Sockelbetrag) und einem Flächenbetrag 2 (bis 
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maximal 100 Hektar). Die Förderhöhe wurde nach 
einer Formel berechnet und war abhängig von 

 ■ der betriebsindividuellen Erschwernis (defi niert 
über die Berghöfekataster-Punkte als Erschwer-
nismaß), d. h. je mehr Erschwernisse, desto mehr 
Punkte und desto höher die Förderung je Hektar;

 ■ der Art des Betriebes (Tierhalter hatten höhere För-
dersätze als Nichttierhalter);

 ■ der Art der Fläche (Futterfl ächen hatten höhere 
Fördersätze als sonstige Flächen);

 ■ dem Ausmaß der Ausgleichszulagen-Fläche je Be-
trieb (mit Degression ab 60 Hektar und Obergrenze 
je Betrieb bei 100 Hektar).

Im Jahr 2013 erhielten 89.021 Betriebe (davon 71,5 Pro-
zent Bergbauernbetriebe) insgesamt 259,8 Millionen 
Euro an Ausgleichszulage für 1,5 Millionen Hektar 
Förderfl äche ausbezahlt. Die durchschnittliche Zah-
lung je Betrieb betrug 2.919 Euro. Entsprechend den 
Zielen der Zulage erhielten die Bergbauernbetriebe 
mit extremer Bewirtschaft ungserschwernis (Grup-
pe 4) mit durchschnittlich 5.338 Euro je Betrieb die 
höchste Zahlung (Abb. 1). Bei diesen Betrieben macht 
der Flächenbetrag 1 (Sockelbetrag) sogar 47 Prozent 
der Ausgleichszulage aus. Der Anteil der extremen 
Bergbauernbetriebe an allen geförderten Betrieben, 
die eine Ausgleichszulage erhielten, betrug allerdings 
nur 6,5 Prozent, diese Betriebe erhielten 11,9 Prozent 
der gesamten Ausgleichszulage-Zahlungen.

In der Ex-post-Evaluierung der Ausgleichszula-
ge wurde festgehalten, dass die Zulage eine positive 

Einkommenswirkung hat, aber die Einkommens-
nachteile nur zum Teil ausgleicht. Aufgrund ihrer 
Ausgestaltung hatte die Ausgleichszulage einen ho-
hen Zielerreichungsgrad aufzuweisen. Sie leistete 
einen wichtigen Beitrag zur Weiterbewirtschaft ung 
der landwirtschaft lichen Flächen in benachteiligten 
Gebieten, insbesondere im Berggebiet, und trug zur 
Erhaltung der Biodiversität und der Aufrechterhal-
tung vitaler ländlicher Gemeinschaft en im Berggebiet 
bei. Die Ausgleichszulage hatte große Synergieeff ekte 
mit dem Agrarumweltprogramm. Verbesserungen in 
der Ausgestaltung sind aber auch in Zukunft  möglich.

Die Berglandwirtschaft in der Förderperiode 2014-2020

Der indikative Finanzplan sieht im Durchschnitt der 
Förderperiode für die Ausgleichszulage für benach-
teiligte Gebiete einen Anteil von 23 Prozent vor.⁵ Im 
Jahr 2016 wurde für die Ausgleichszulage 29,8 Prozent 
an den Budgetausgaben des Programms für die länd-
liche Entwicklung aufgewendet.⁶ In der neuen Förder-
periode wurden die Eckpfeiler der Ausgleichszulage 
beibehalten, aber doch wesentliche Anpassungen vor-
genommen. 

So wurde der Flächenbetrag 1 abgeschafft  , dafür 
aber wurden die ersten zehn Hektar eines Betriebes 
wesentlich stärker gefördert als bisher. Die Degression 
wurde verstärkt und beginnt bereits bei zehn Hektar 
mit einer Obergrenze bei 70 Hektar je Betrieb. Die Er-
schwernis wurde anhand eines angepassten Erschwer-
nispunktesystems für alle Ausgleichszulage-Betriebe 
berechnet (d. h. nicht nur für Bergbauernbetriebe) 
und bei den Fördersätzen stärker berücksichtigt. Das 

Fördervolumen wurde insgesamt 
reduziert, aber die Bergbauern-
betriebe mit hoher und extremer 
Erschwernis besser berücksichtigt. 
Die Ausgleichszulage wird weiter-
hin nach Tierhalter und Nichttier-
halter diff erenziert. Bei der Höhe 
der Zulage je Förderfl äche wird 
nicht mehr zwischen Futterfl ächen 
und sonstigen Flächen unterschie-
den und es werden bestimmte 
Kulturarten wie z. B. Weizen nicht 
mehr von der Ausgleichszulage 
ausgeschlossen. Die Almen wur-
den mit eigenen Fördersätzen ver-
sehen (früher einheitliche Sätze 
mit dem Heimbetrieb).⁷

Im Jahr 2016 erhielten in Ös-
terreich 83.234 Betriebe (davon 
71,1 Prozent Bergbauernbetriebe) 
insgesamt 255,4 Millionen Euro an 
Ausgleichszulage für 1,5 Millionen 
Hektar Förderfl äche ausbezahlt. Quelle: BMLFUW 2015; eigene Berechnungen

Abb. 1: Ausgleichzulage je Betrieb nach BHK-Gruppen in Österreich 2013
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Österreich: 89.021 Betriebe; 259,8 Millionen Euro Ausgleichszulage; 1,5 Mill. ha 
Förderfläche · Definition: BHK-Gruppen = Berghöfekataster-Gruppen; statisti-
sche Einteilung der Bergbauernbetriebe nach dem Erschwernisausmaß in vier 
Gruppen sowie die Nichtbergbauernbetriebe als Gruppe 0.
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Die durchschnittliche Zahlung je Betrieb betrug 3.069 
Euro. Zusätzlich wurden von den Bundesländern 
Ober österreich und Vorarlberg Top-up Zahlungen 
getätigt. Entsprechend den Zielen der Ausgleichszu-
lage erhielten die Bergbauernbetriebe mit extremer 
Bewirtschaft ungserschwernis (Gruppe 4) mit durch-
schnittlich 6.437 Euro je Betrieb die höchste Zahlung 
(Abb. 2). Bei diesen Betrieben macht der Anteil der 
Ausgleichszulage von den Almfl ächen 21 Prozent aus. 
Der Anteil der extremen Bergbauernbetriebe an al-
len geförderten Ausgleichszulage-Betrieben machte 
neun Prozent aus, die 18,9 Prozent der gesamten Aus-
gleichszulage erhielten.

Die Änderungen bei der Ausgleichszulage im Ver-
gleich zur Vorperiode bewirkten aufgrund der stärke-
ren Berücksichtigung der Erschwernis bei den Förder-
sätzen durchschnittlich eine Reduktion der Förderhö-
he bei den Betrieben mit 
geringer bergbäuerlicher 
Erschwernis bzw. den 
Nichtbergbauernbetrie-
ben und einen Anstieg 
bei den Bergbauernbe-
trieben mit hoher und 
extremer Erschwernis. 
Dennoch konnte der 
Einkommensrückstand 
der Berglandwirtschaft 
im Vergleich zu den 
Gunstlagen mittels der 
Ausgleichszulage auch 
in dieser Periode nicht 
ausgeglichen werden. 

Einkommensrückstand der 

Berglandwirtschaft ...

… in Österreich

Aufgrund der natürlichen Be-
wirtschaft ungserschwernisse und 
damit verbunden höheren Kosten 
und niedrigeren Erträgen hat die 
Berglandwirtschaft  gegenüber den 
Gunstlagen seit Jahrzehnten einen 
Einkommensrückstand sowohl 
beim Einkommen aus Land- und 
Forstwirtschaft  als auch beim ver-
fügbaren Haushaltseinkommen.⁸ 
Im Jahr 2016 hat sich die Einkom-
mensschere der Bergbauernbetrie-
be im Vergleich zu den Nichtberg-
bauernbetrieben gegenüber dem 
Vorjahr auf 13.541 Euro je Betrieb 
bzw. 37 Prozent vergrößert. Bei Be-
trachtung des verfügbaren Haus-
haltseinkommens ist die Diff erenz 

mit 8.551 Euro je Betrieb etwas geringer. Trotz eines 
etwas besseren Jahres für die extremen Bergbauern-
betriebe (Erschwernisgruppe 4) ist die Diff erenz für 
diese Betriebe noch sehr groß. Eine betriebliche Ar-
beitskraft  erreichte in dieser Gruppe nur 49 Prozent 
des land- und forstwirtschaft lichen Einkommens der 
Nichtbergbauernbetriebe. Ohne die Ausgleichszulage 
für benachteiligte Gebiete wäre der Einkommens-
abstand der Berglandwirtschaft  zu den Gunstlagen 
noch viel größer, denn die Ausgleichszulage trug im 
Durchschnitt im Jahr 2016 bei den Bergbauernbetrie-
ben 20 Prozent zum land- und forstwirtschaft lichen 
Einkommen bzw. 22 Prozent zu den öff entlichen Gel-
dern bei (Tab. 1).

Von großer Bedeutung für das Einkommen der 
Berglandwirtschaft  sind auch die anderen Formen von 
Flächenprämien, hier insbesondere die Flächenprämie 

Quelle: BMLFUW 2017; eigene Berechnungen

Abb. 2: Ausgleichszulage je Betrieb nach Bergbauerngruppen (2016)
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Tab. 1: Durchschnittliches Land- und forstwirtschaftliches Einkommen und 

Struktur der öffentlichen Gelder 2016 je Betrieb

Alle Betriebe Bergbauern-
betriebe

Nichtbergbauern-
betriebe

Land- u. forstwirtschaftliches Einkommen (Euro) 28.042 22.989 36.530

Summe öffentliche Gelder (Euro) 20.483 21.075 19.488

Davon:  Flächenprämien Erste Säule (Prozent) 42 33 57

Agrarumweltprämie (Prozent) 27 26 29

Ausgleichszulage (Prozent) 15 22 1

Sonstige (Prozent) 6 7 6

Investitionszuschüsse (Prozent) 10 12 7

Definition: In der Spalte „Alle Betriebe“ sind Bergbauernbetriebe und Nichtbergbauern betriebe 
enthalten.

Quelle: BMLFUW 2017 ⁹
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der Ersten Säule der GAP und die Flächenprämien 
aus dem Agrarumweltprogramm. Diese Prämien sind 
allerdings nicht nur für die Bergbauernbetriebe, son-
dern für alle Betriebe in Österreich wichtig (Tab. 1). 

… in Bayern

Der Einkommensrückstand der Berglandwirtschaft  
trotz relativ hoher Förderungen ist keine österreich-
spezifi sche Situation. In Bayern gehört die Erhaltung 
der Landwirtschaft  in Berggebieten und anderen be-
nachteiligten Agrarzonen zu den Kernanliegen bay-
erischer Agrarpolitik. Dennoch war der Gewinn der 
landwirtschaft lichen Betriebe im bayerischen Bergge-
biet im Wirtschaft sjahr 2014/2015 mit 38.600 Euro je 
Unternehmen um 5.787 Euro bzw. 13 Prozent niedri-
ger als im nicht benachteiligten Gebiet in Bayern. Die 
Summe der Beihilfen im Berggebiet betrugen 30.946 
Euro je Betrieb (davon zwölf Prozent Ausgleichszula-
ge und 16 Prozent Prämien für umweltgerechte Agrar-
erzeugung). Die Beihilfen im Berggebiet lagen 4.849 
Euro über den Beihilfen im nicht benachteiligten Ge-
biet (vor allem wegen höherer Ausgleichszulage und 
Umweltprämien), ansonsten wäre der Einkommens-
abstand noch deutlich größer.¹⁰

… in der Schweiz

Mit der Weiterentwicklung des Direktzahlungssys-
tems in der Schweiz (2014 in Kraft  getreten) kommen 
mehr öff entliche Gelder in die Berggebiete. Dennoch 
war das landwirtschaft liche Einkommen in den Be-
trieben der Bergregionen in der Schweiz 2015 mit 
durchschnittlich 49.775 Schweizer Franken (43.540 
Euro) um 24.989 Euro (21.958 Euro) bzw. 33 Prozent 
niedriger als in den Talregionen. Die Direktzahlungen 
überstiegen in den Bergregionen mit 81.886 Schweizer 
Franken (71.628 Euro) das landwirtschaft liche Ein-
kommen sehr deutlich. Die Direktzahlungen waren in 
den Bergregionen 18.411 Schweizer Franken höher als 
in der Talregion. Auch für die Schweiz gilt, dass ohne 
Direktzahlungen, die besonders den Berggebieten zu-
gutekommen (Off enhaltungs-, Produktionserschwer-
nis-, Sömmerung-, Hang- und Steillagenbeitrag), der 
Einkommensrückstand zu den Gunstlagen viel höher 
wäre.¹¹

Eckpunkte für die zukünftige Förderung 

In Österreich besteht nationaler Konsens, die Berg-
landwirtschaft  in ihrer vielfältigen Ausprägung zu 
erhalten. Aber auch in der Schweiz, in Bayern und ge-
nerell in der EU hat die Berglandwirtschaft  einen ho-
hen Stellenwert. Sie ist aufgrund der natürlichen Be-
wirtschaft ungserschwernisse und damit verbundenen 
relativ kleinen Betriebseinheiten, den höheren Kosten 
und den niedrigeren Erträgen gegenüber den Gunst-

lagen nicht konkurrenzfähig. Die Berglandwirtschaft  
benötigt daher auch in Zukunft  gezielte Förderungen. 

Im Bereich der Förderungen in der Zweiten Säule 
der GAP sind für die Berglandwirtschaft  insbeson-
dere die Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete 
und die grünlandbezogenen Maßnahmen des Agra-
rumweltprogrammes vorgesehen und auch in Zukunft  
erforderlich. Verbesserungen im Programm »Länd-
liche Entwicklung« in der nächsten Förderperiode 
nach 2020 sind dabei natürlich möglich und notwen-
dig. Aufgrund knapper Budgetmittel ist eine weitere 
Fokussierung der Ausgleichszulage vor allem auf die 
Bergbauernbetriebe mit hohen und extremen Bewirt-
schaft ungserschwernissen wünschenswert. 

Die gentechnikfreie Produktion in Österreich passt 
gut zur nachhaltigen Berglandwirtschaft  und ihrem 
positiven Image. Dies könnte verstärkt als Wettbe-
werbsvorteil genutzt werden. Die biologische Bewirt-
schaft ung ist im Berggebiet schon vielfach Realität und 
könnte noch ausgebaut werden. Unternehmerische 
Innovationen, die es ermöglichen, regionale Bergpro-
dukte mit einer höheren Wertschöpfung zu verbin-
den wie z. B. bergbäuerliche Bioheumilch und -käse, 
gewinnen für die Aufrechterhaltung einer extensiven 
Bewirtschaft ung der Kulturlandschaft  im Berggebiet 

Folgerungen & Forderungen

 ■ Lebens-, Wirtschafts- und Erholungsraum sind im 

Berggebiet eng mit der Aufrechterhaltung der Berg-

landwirtschaft verknüpft. Sie erbringt für die Gesell-

schaft eine Fülle von Leistungen und genießt einen 

hohen Stellenwert.

 ■ Die Berglandwirtschaft hat ein geringeres Einkom-

men aus Land- und Forstwirtschaft als die Gunstla-

gen; daraus ergibt sich für ihre Aufrechterhaltung 

die Notwendigkeit gezielter Förderungen.

 ■ Für die Berglandwirtschaft sind vor allem die Aus-

gleichszulage für benachteiligte Gebiete und die 

Agrarumweltmaßnahmen aus der Zweiten Säule der 

GAP zentral.

 ■ Ein wichtiges agrarpolitisches Ziel für die nächste 

Förderperiode der GAP ist es, den budgetären Förde-

rumfang für die Berglandwirtschaft zu sichern. Dies 

gilt nicht nur für Österreich, sondern auch für andere 

Berggebiete in der EU.

 ■ Die Berglandwirtschaft benötigt über Innovationen 

und Förderungen hinaus generell verstärkt eine faire 

Partnerschaft mit Verarbeitung, Handel und Konsu-

mentenschaft.

 ■ Eine generelle wirtschaftliche, soziale und infra-

strukturelle Förderung des Berggebietes ist auch 

für die Berglandwirtschaft wichtig.
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zunehmend an Bedeutung.¹² Die Berglandwirtschaft  
benötigt darüber hinaus generell verstärkt eine faire 
Partnerschaft  mit Verarbeitung, Handel und den Kon-
sumentinnen und Konsumenten.

Die Berglandwirtschaft  kann aber nicht isoliert von 
der Wirtschaft  und der Gesellschaft  im Berggebiet 
gesehen werden, sondern sie ist ein Teil des Ganzen 
und benötigt für ihre positive Zukunft  verstärkt Maß-
nahmen, die allen Menschen im Berggebiet zugute 
kommen. 
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